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Änderung des Bundesgesetzes über die Alters- und Hinterlassenenversicherung (Systemati-

sche Verwendung der AHV-Nummer durch Behörden) 

Vernehmlassung 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir danken Ihnen bestens für die Gelegenheit, zur Änderung des Bundesgesetzes über die Alters- 

und Hinterlassenenversicherung Stellung nehmen zu können. Der Schweizerische Städteverband ver-

tritt die Städte, städtischen Gemeinden und Agglomerationen in der Schweiz und damit gut drei Viertel 

der Schweizer Bevölkerung. 

Allgemeine Einschätzung 

Der Schweizerische Städteverband (SSV) begrüsst die vorgesehene Gesetzesrevision. Die Vorlage 

soll dazu beitragen, Verwaltungsabläufe zukünftig rascher, effizienter und kostengünstiger ausgestal-

ten zu können. Zu diesem Zweck sollen sämtliche Behörden nicht mehr für jede neue systematische 

Verwendung der AHV-Nummer (AHVN) eine spezifische gesetzliche Grundlage benötigen, sondern 

generell dazu ermächtigt sein.  

Insbesondere begrüsst der Städteverband, dass durch die systematische Verwendung der AHV-Num-

mer die Datenqualität in den Benutzerregistern erhöht, die internen Prozesse und die Zusammenarbeit 

zwischen den Behörden vereinfacht und dadurch die Kosteneffizienz gesteigert wird. Die Verwendung 

der AHV-Nummer als Personenidentifikator erlaubt eine automatische, rasche und genaue Bearbei-

tung von Datensätzen bei Verwaltungsaufgaben, ohne dass Informationen über ihren Träger eruiert 

werden können. 

Für die Mitglieder des Städteverbandes ist es ein wichtiges Anliegen, dass dabei die Anforderungen 

des Datenschutzes weiterhin erfüllt und die Informationssicherheit garantiert werden. Das vorgese-

hene Gesetz wird diesen Anforderungen gerecht. 
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Die systematische Verwendung der AHV-Nummer wie auch die nationale eID sind schliesslich wich-

tige Elemente für das Vorankommen der digitalen Verwaltung. Gerade in der Anwendung der ver-

schiedensten eGovernment-Dienste, im Rahmen der eGov-Strategie, macht es Sinn diesen schweiz-

weit vorhandenen eindeutigen Personenidentifikator auch zu nutzen (bspw. im Bereich von eUmzug).  

Konkrete Anliegen 

Der Bundesrat sieht im Gesetzesentwurf unter Art. 153h AHVG die Möglichkeit vor, Gebühren für die 

Nutzung der AHV-Nummer durch die Behörden zu erheben. Der Städteverband lehnt diese Möglich-

keit der Gebührenerhebung gegenüber Gemeinden entschieden ab. Vor dem Hintergrund, dass der 

Bund die Personendaten ursprünglich von den Kantonen und Gemeinden unentgeltlich bezieht, kann 

es nicht angehen, die Städte und Gemeinden für die Nutzung dieser Daten bezahlen zu lassen.  

Bereits mit der Einführung der Registerharmonisierung wurden die Einwohnerdienste in den Gemein-

den verpflichtet, dem Bundesamt für Statistik quartalsweise unentgeltlich Daten mit der AHVN13 zu 

liefern. Für die Datenlieferungen fallen regelmässig Bereinigungsarbeiten an, welche die Einwohner-

dienste in den Gemeinden innert einer vorgegebenen Frist zu erledigen haben. Weitere Aufgaben sind 

in der Zwischenzeit hinzugekommen, ohne dass die Gemeinden für den Zusatzaufwand entschädigt 

werden: Zu erwähnen sind Datenlieferungen an öffentliche Organe des Bundes, wie beispielsweise an 

die Erhebungsstelle von Radio- und Fernsehen, die verantwortliche Stelle für die Verteilung der Kali-

umiodidtabletten, oder die Hundedatenbank Amicus. 

Wenn die vorliegende Gesetzesreform darauf abzielt, die Verwaltungsabläufe effizienter zu gestalten, 

muss dies auch kostengünstiger bedeuten. Wenn nun Städte und Gemeinden für die Nutzung der 

AHV-Nummer Gebühren zu entrichten hätten, müssten diese Kosten den Bürgerinnen und Bürgern 

überwälzt werden. Dem können wir nicht zustimmen und fordern deshalb nachdrücklich, dass Städte 

und Gemeinden von Gebühren für die systematische Nutzung der Versichertennummer ausgenom-

men sind.  

Als Herausforderung für die betroffenen Behörden könnten sich ausserdem die technischen und orga-

nisatorischen Massnahmen erweisen, die Art. 153d AHVG vorsieht. In der internen Konsultation wurde 

die Frage aufgeworfen, ob es im Bereich der öffentlichen Verwaltung wirklich nötig ist, Strafbestim-

mungen vorzusehen (vgl. Art. 153i Abs. 2 AHVG), wenn diese Vorgaben nicht erfüllt werden. Mindes-

tens sollte für die Umsetzung dieser Massnahmen eine Praxisanleitung zur Verfügung stehen (vgl. 

neuer Abs. 2 in Art. 153d).  

Anträge 

Wir beantragen deshalb: 

► Art. 153h Abs. 2 AHVG (neu)  
2 Gemeinden und Städte sind von der Gebührenerhebung für die systematische Nutzung der 

Versichertennummer ausgenommen.  
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► Art. 153d Abs. 2 AHVG (neu) 
2 Der Bund stellt eine Praxisanleitung für die Umsetzung der technischen und organisatorischen 

Massnahmen gemäss Art. 153 Abs. 1 lit. a, c, d und e zur Verfügung.  

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 

Freundliche Grüsse 

Schweizerischer Städteverband 

Präsident Stv. Direktor 

Kurt Fluri, Nationalrat Martin Tschirren 

Stadtpräsident Solothurn 

Kopie Schweizerischer Gemeindeverband 


